
Es gibt keine „Neutralität“ der Gewerkschaften
Die Gewerkschaften führen ihre gesamte Tätigkeit 

unter Führung und Anleitung der Partei durch. Sie sind 
— wie Genosse Stalin lehrt — „Transmissionsriemen“ 
zwischen der Vorhut der Arbeiterklasse und den breiten 
Arbeitermassen. Demzufolge sind die Gewerkschaften 
dazu berufen, das Vertrauen der Arbeiter zu unserer 
Partei zu festigen und die breiten Massen der Gewerk
schaftsmitglieder im Geiste der Ergebenheit zu unserer 
Partei zu erziehen. Das kann nur in ernsthafter Ausein
andersetzung mit den Erscheinungen des Sozialdemokra
tismus, des Nurgewerkschaftertums erfolgen. Dabei gilt 
es, die klassenfeindliche Theorie von der „Neutralität der 
Gewerkschaften“ völlig zu zerschlagen.

Die Reste der Neutralitätstheorie zeigen sich gegen
wärtig darin, daß manche Gewerkschaftsleitungen die 
von der Partei gestellten Aufgaben nicht oder sehr schlep
pend in Angriff nehmen, die gewerkschaftlichen Tages
aufgaben nicht mit den politischen Erziehungsaufgaben in 
Verbindung bringen, die Beschlüsse der Partei zu wenig 
studieren, diese Beschlüsse nicht in die Massen hinein
tragen und keine wirksamen Schritte unternehmen, um 
die gesamte Gewerkschaftsarbeit entsprechend den Erfor
dernissen des neuen Kurses rasch umzugestalten.

Die enge Verbundenheit der Gewerkschaften zur Par
tei der Arbeiterklasse ist eine unerläßliche Bedingung, 
wenn die Gewerkschaften ihre Funktion als Klassen
organisation der Arbeiterklasse und Vertretung ihrer 
Interessen erfüllen wollen. Die Quelle der Stärke und 
Kampfkraft der Gewerkschaften liegt in ihrer Führung 
durch die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands. Die 
von ihr ausgearbeitete Politik entspricht den Lebens
interessen der Arbeiter und übrigen Werktätigen. Die 
Loslösung der Gewerkschaften von der Partei wäre die 
Abkehr von den Interessen der Arbeiterklasse.

Die gewerkschaftliche Erziehungsarbeit unter den 
werktätigen Massen muß auch auf die Festigung des 
Vertrauens zu unserem demokratischen Staat gerichtet 
sein. Unsere Deutsche Demokratische Republik ist ein 
Staat, in dem erstmalig in der Geschichte unseres Volkes 
die Arbeiter und Bauern die Macht haben. Deshalb ist 
es undenkbar, unsere Deutsche Demokratische Republik 
mit dem kapitalistischen Staat der Vergangenheit oder 
Westdeutschlands gleichzusetzen. Prinzipiell falsch ist die 
Auffassung, daß Gewerkschaften „immer und deshalb 
auch heute in Opposition zum Staat“ stehen müßten. 
Wenn das für die Verhältnisse des Kapitalismus vollauf 
richtig war, so hat es für unsere heutigen Verhältnisse 
keineswegs Gültigkeit. Heute besteht die Aufgabe der 
Gewerkschaften gerade darin, die Arbeiter und Ange
stellten für eine immer aktivere Mitwirkung an der Aus
übung der Staatsmacht zu gewinnen. Unser Staat, dessen 
Organe sich aus den besten und fortschrittlichsten Kräf
ten der Arbeiterklasse und der übrigen Werktätigen zu
sammensetzen, ist gerade deshalb so stark, weil er sich 
auf die verantwortungsbewußte Mitarbeit der breiten 
Volksmassen bei der Regelung aller staatlichen und wirt
schaftlichen Fragen stützt. Es ist ein Lebensinteresse der 
Arbeiterklasse, diesen Staat zu festigen und zu verteidi

gen, alle Anstrengungen zur Vermehrung des Volkseigen
tums zu unternehmen und wachsam zu sein, daß dieses 
Volkseigentum nicht durch Anschläge feindlicher Agen
ten vernichtet wird. Die Gewerkschaften sollen den 
Werktätigen die Politik des Staates erläutern und das 
Ansehen und die Autorität der Organe unseres Staates 
heben. Es zeugt von einer völligen Verkennung der Rolle 
unseres Staates, wenn Gewerkschaftsleitungen, wie das 
ehemalige Sekretariat des Zentralvorstandes der IG Bau- 
Holz, der Meinung sind, sie würden Arbeiterinteressen 
dadurch vertreten, daß sie unerfüllbare Forderungen 
geltend machen, die gegen die Interessen des Staates und 
damit gegen die Interessen der Gesamtheit der Werk
tätigen gerichtet sind.

Die Gewerkschaften gehen bei ihrer Aufklärungs
arbeit davon aus, daß unsere Deutsche Demokratische 
Republik die unerschütterliche Bastion des Kampfes für 
die Wiederherstellung eines geeinten Deutschlands ist. 
Die Herausbildung des demokratischen Staatsbewußt
seins muß deshalb eng verknüpft sein mit der Entwick
lung eines echten Nationalbewußtseins. Gleichzeitig tra
gen die deutschen Werktätigen eine große Verantwor
tung vor der internationalen Arbeiterklasse. Das haben 
der Verlauf und die Ergebnisse des III. Weltgewerk
schaftskongresses deutlich gemacht. Die Arbeiterklasse 
aller Länder hat in Wien die deutsche Arbeiterschaft 
ihrer Unterstützung und brüderlichen Solidarität ver
sichert. Daraus erwächst den Gewerkschaften die Auf
gabe, die Werktätigen in Zukunft noch gründlicher im 
Geiste des proletarischen Internationalismus zu erziehen 
und ihnen die geschichtliche Verantwortung vor Augen 
zu führen, die sie für die Erhaltung des Friedens in 
Europa und der ganzen Welt tragen.

Hauptaufgabe: Interessenvertretung der Werktätigen

Politische Aufklärungs- und Erziehungsarbeit unter 
den Arbeitern und Angestellten allein genügt aber nicht. 
Sie muß eng verbunden sein mit der ständigen Wahr
nehmung der vielseitigen Interessen der Werktätigen.

Die Gewerkschaften sind nicht allgemeine Organi
sationen der politischen Propaganda, sondern die Organe 
der umfassenden Vertretung der Interessen der Arbeiter 
und Angestellten in den Betrieben. Diese Interessen be
schränken sich nicht allein auf soziale und materielle 
Tagesförderungen, sondern liegen vor allem, auch in der 
Stärkung der ökonomischen Macht unseres Staates durch 
die Erfüllung der Volkswirtschaftspläne. Die Gewerk
schaften nehmen die Interessen der Werktätigen wahr, 
indem sie die Massen für die Erfüllung der Produktions
aufgaben mobilisieren, die Durchführung unserer demo
kratischen Gesetze kontrollieren und besonders über die 
allseitige Einhaltung der Kollektivverträge wachen.

Die Kollektiv vertrage erhalten im neuen Kurs er
höhte Bedeutung, weil sie einerseits die Massen zur Er
füllung des Planes mobilisieren, andererseits konkret 
festlegen, wie sich in jedem Jahr die kulturelle und so
ziale Lage der Belegschaften verbessert und ihr Real
lohn erhöht. Deshalb muß die Organisierung des 
Kampfes um die Erfüllung der Betriebskollektivverträge
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